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Zweckmnßije Hilfsmittel für die »erwDltun$s-
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Soeben in vierter Auflage erschienen:

Hochs Reichsversicherungsordnung
Handausgabe mit ausführlichen Erläuterungen und Sachregister. 814 Seiten.

——— Preis biegsam gebunden 6 Mark. ——

„Diese Ausgabe ist sehr geeignet, schnell and zuverlässig über die Be¬

stimmungen des neuen Gesetzes zu unterrichten. ... Die Ausgabe wird sich also

für den täglichen Gebrauch sehr nützlich erweisen." („Arbeiter-Versorgung.")
„Daß die Hoch'sehe RVO. in rascher Reihenfolge schon in III. Auflage

herauskommt, ist ein Beweis dafür, wie sehr sie dem Bedürfnis entgegen¬
gekommen ist..." („Correspondenzblatt")

Anlagenband zu Hochs Reichsversicherungsordnung
Übersichtliche, nach den Büchern der RVO. geordnete Sammlung der wichtigen
behördlichen Ausführungsbestimmungen zu allen Büchern der RVO. — Bei

der Fülle der ergangenen Ausführungsbestimmungen für die Praxis
unentbehrlich. Preis broschiert 3 Mark.

„Das (die besondere Ordnung nach Büchern) ist sehrpraktisch, weü aufdiese
Art immer das zusammengehörige Material zusammenkommt ...Zu loben ist auch,

daß auch die älteren Ausführungsverordnungen, soweit sie Gültigkeit behalten,
mit aufgeführt worden sind. Das Buch ist zu empfehlen." („Correspondenzblatt")

Immerwährender Kalender für die Reichsversicherung
Der Kalender ist — zweiseitig — auf Pappe gezogen; er gibt bei jedem Tage
jeden Fristablauf an. Der Kalender vermeidet Irrtümer und erspart Zeit

,JZr bildet dadurch für die Unfall- und Krankenversicherung ein

praktisches Hilfsmittel für die Fristenberechnung." („Arbeiter- Versorgung.44)
Preis 1 Mark zuzüglich 30 Pf. Versandkosten.

Sämtliche Schriften sind zu beziehen beim Verlag:

Verlagsbuchhandlung Carl Giebel, Berlin 0 23, Dircksenstraße 4.
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Wir suchen für sofort einen tüchtigen

Beamten
der bereits im Ortskrankenkassendienst tätig war. Der¬

selbe hat die Führung der Hebelisten zu übernehmen.

Anfangsgehalt 1200 Mk. jährlich, bei event. Anstellung
mit Dienstordnung bis 2500 Mk. steigend.

Bewerbungen sind sofort einzureichen.

Osterholz, den 26. August 1914.

Landkrankenkasse des Kreises Osterholz.
H. Schrlever, Vorsitzender.

Allgemeine Ortskrankenkasse des Kreises Osterholz.
Kiel, stellv. Vorsitzender.

H. Pfdu •mm
BERLIl t, DlKkieuMe a
am Bahnhof Alexanderplate

Spezialgeschäft ffir

Brachbandagen
v*

Leibbinden etc.

Femspr.: Amt Königstadt 8208

Eigene Werkstatt

Bünser Bandag., kfinsti. Glieder

I Berlin, BadstraBe 57.

Zur Beachtung! ;*fessenänd8ru"o«"
M Militär eingezogenen Kolleg

namentlich der zum

eingezogenen
Kollegen, sind sofort be¬

kanntzugeben, damit die Zeitungsliste entsprechend richtiggestellt werden kann.

Kollß&Gtl f §SSB£tSL dte Versammlungen pünktlich und vollzählig.
^ Doppelt notwendig ist in dieser Zeit der Zusammen¬

halt und die ständige Fühlungnahme der Zurückgebliebenen.

Versammlungen.
Ortsgruppe Berlin. Fabrik- und Kontorangestellte: Branchen Versammlung am

Freitag den 18. September 1914, abends 8 Uhr, im .»Rosenthaler Hof«, Rosenthaler

Straße 11-12. Tagesordnung: 1. „Der Krieg und die Angestellten in Privat¬

betrieben." Referent: Kollege Giebel. 2. Diskussion. — Die Kolleginnen und

Kollegen werden ersucht, die Versammlung vollzählig zu besuchen.

Versicherungsangestellte: Branchenversammlung am Dienstag den 22. September
1914, abends 87» Uhr, im »Rosenthaler Hof«, Rosenthaler Straße 11-12. Tages¬
ordnung: 1. „Der Krieg und die Versicherungsangestellten." Referent: Kollege
Giebel. 2. Diskussion. — Die Kollegen werden ersucht, vollzählig zu erscheinen.

Helle a. S. Monatsuersammlung am Mittwoch den 30. September 1914, abends 87* Uhr,
im Restaurant »Volkspark«, Burgstraße.

Hamburg-Altona. Das Bureau und der Stellennachweis der Ortsgruppe befinden sich

HammerbrokstraBe 17, 1 Tr. links. Sprechstunden des Ortsbeamten von 9—11 Uhr

vormittags und 5—7 Uhr nachmittags. Fernsprecher: Gruppe 4, Nr. 7174. Alle

offenen Stellen sind dem Nachweisleiter, Kollegen Kühne, zu melden.

Alle die Pensionskasse betreffenden Geschäfte, Beitragszahlungen usw. werden

ab 1. Oktober ebenfalls im Verbandsbureau erledigt.
Versicherungsangestellte: Freitag den 18. September, abends 87» Uhr, Versamm¬

lung im Gewerkschaftshaus. Tagesordnung: 1. Die Wirkungen des Krieges in

unserem Beruf und das Verhalten der Versicherungsgesellschaften ihren An¬

gestellten gegenüber. 2. Der vom Verbandsvorstand festgesetzte Extrabeitrag.
3. Verschiedenes.
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InllAlt* ^'e Dauer der Krankenhilfe. — Regeln ffir die Aufstellung des Rechnungsabschlusses und d»r Nachweisungen
lliaioaa . ,jer (jrti. Land-, Betriebs- and Innungskrankenkassen. (Schluß ) —Verwaltung (Bescheid des preuß. Handels¬
ministers vom 7. AuguMt 1914. — Desgleichen vom la. August 1914. — Randschreiben des preuß. Handelsminist« rs vom 12. August
1914. — Bekanntmachungen des Reichskanzlers vom 4. September 1914. — Königl. sächs. Verordnung vom 10. August 1914. —
Kundschreiben des Reichsversicherungsamta vom 20. August 1914. — Runderlaß dea Reir-hsversuherungsamts vom 10. Aognst
1914. — Desgleichen vom 11. August 1914). — Rechtsprechung. — Soziale Chronik.

Die Dauer der Krankenhilfe.
Von W. Boll - Hamburg.

Nach § 183 RVO. muß die Krankenhilfe als

Regelleistung auf die Dauer von 26 Wochen ge¬
währt werden. Die Satzung kann diese Dauer

nach § 187 RVO. bis auf ein Jahr erweitern.
Während aber nach dem KrankenVersicherungs¬
gesetz die Zeiten der Erwerbsfähigkeit bei ein¬

heitlichen, fortdauernden Unterstützungsfällen auf

die Dauer des Krankengeldbezuges angerechnet
wurden, ist dieses nach der Reichsversicherungs¬
ordnung nicht mehr ohne weiteres zulässig.

Das Nähere hierüber bestimmt § 183 RVO.

In die Wochen, mit deren Ablauf nach § 183

RVO. die Krankenhilfe endet, ist der erste Tag
der ärztlichen Behandlung usw. nicht einzurechnen.

Ebenso findet die Vorschrift des § 127

Abs. 1 RVO., daß, wenn das Ende einer Frist

auf einen Sonntag oder allgemeinen Feiertag
fällt, der am Leistungsorte staatlich anerkannt

ist, dafür der nächste Werktag gilt, auf die Be¬

rechnung der Dauer der Krankenhilfe keine An¬

wendung. Für die Berechnung der Dauer der

Krankenhilfe gilt vielmehr § 125 Abs. 1 RVO.,
wonach eine nach Wochen oder Monaten be¬

stimmte Frist mit Ablauf desjenigen Tages der

letzten Woche oder des letzten Monats endigt,
welcher durch seine Benennung oder Zahl dem

Tage entspricht, in den das Ereignis oder der

Zeitpunkt fällt.

Im nachstehenden soll an der Hand von Bei¬

spielen aus der Praxis die Wirkung des neuen

Rechts beleuchtet werden. Um gleichzeitig zu

zeigen, auf welchen Zeitraum sich die Kranken¬

hilfe im Höchstfalle erstrecken kann, sind die

Beispiele für eine Unterstützungsdauer von

52 Wochen — die bei den Hamburger Kassen im

allgemeinen üblich ist — gewählt.
Setzt man den Beginn der Krankheit und

der Krankenhilfe auf den 1. 10. 1914 fest, so ist

der 52 wöchige Unterstützungsanspruch *bei fort¬

dauernder Krankenhilfe am 30. 9. 1915 abgelaufen.
Dabei ist es gleichgültig, ob während dieser Zeit

Arbeitsunfähigkeit überhaupt nicht vorliegt oder

andauernd besteht. Auch wenn während der

Zeit vom 1. 10. 1914 bis 30. 9. 1915 verschiedene

Zeiträume mit Arbeitsunfähigkeit vorliegen, etwa

vom 28. 3. bis 2. 6. 1915 und vom 1. 7. bis 1. 9. 1915

wird die Dauer der Krankenhilfe ebensowenig
verlängert, als wenn in dem Zeitraum von 52Wochen

eine neue Krankheit hinzutritt

Die Unterstützungsfrist ist in solchen Fällen

ebenfalls ab 1. 10. 1914 zu rechnen und endet

am 30. 9. 1915. Dagegen wird der Unterstützungs¬
anspruch auf mehr als 52 Wochen ausgedehnt,
wenn die Arbeitsunfähigkeit nicht mit dem Beginn
der Krankenpflege eintritt, sondern später. Tritt
also im vorliegenden Beispiel die dauernde

Arbeitsunfähigkeit am 28. 3. 1915 ein, so ist der
Endtermin der 27. 3. 1916.

Es ist auch der Fall denkbar, daß die
dauernde Arbeitsunfähigkeit erst am 29. 9. 1915

beginnt, also einen Tag vor dem Ablauf der
52 Wochen; alsdann wird der Endtermin auf den
28. 9. 1916 hinausgeschoben, sodaß die Gesamt¬
dauer der Krankenhilfe tatsächlich zwei Jahre

beträgt. In allen Fällen kann eine Verlängerung
des Anspruchs über den Ablauf der 52. Woche
nach Beginn der Krankenhilfe — hier der
30. 9. 1915 — nur stattfinden, wenn an diesem

Tage Arbeitsunfähigkeit besteht. Andernfalls ist

die Unterstützungsfrist stets mit dem 30. 9. 1915

beendet, ohne Rücksicht darauf, wie die einzelnen

Unterstützungsperioden mit oder ohne Kranken¬

geld auf die Zeit vom 1. 10. 1914 bis 30. 9. 1915
verteilt sind. Liegt nun am 30. 9. 1915 Arbeits¬

unfähigkeit vor, so ist der Anspruch nicht ohne

weiteres auf 52 Wochen vom Beginn der Arbeits¬

unfähigkeit zu rechnen, sondern die Unter¬

stützungsdauer ist sofort beendet, wenn nach der

52. Woche seit Beginn der Krankheit wieder Arbeits¬

fähigkeit eintritt. Die Unterstützungsdauer von

52 Wochen nach der erst später eintretenden

Arbeitsunfähigkeit stellt nur das Höchstmaß der

Unterstützung dar. Tritt demnach in unserem

Beispiel am 6. 5. 1915 Arbeitsunfähigkeit ein und

am 5. 11. 1915 wieder Arbeitsfähigkeit, so ist der

5.11.1915 der Endtermin für die gesamte Kranken¬

hilfe, während er bei andauernder Arbeitsunfähig¬
keit auf den 5. 5. 1916 hinausgeschoben wird.

Die bisher angeführten Beispiele trafen schon

unter der Herrschaft des Krankenversicherungs¬
gesetzes zu.

Die Neuerung, wonach die Zeit, in der nur

Krankenpflege gewährt wird, auf die Dauer des

Krankengeldbezugs bis zu 13 Wochen nicht an¬

gerechnet wird, hat natürlich auch nur dann

Wirkung, wenn die Arbeitsunfähigkeit am Tage
des Ablaufes der 52. Woche nach Beginn der

Krankheit besteht, in unserem Beispiel also am

30. 9. 1915. Setzen wir den Beginn der Krank¬
heit undArbeitsunfähigkeit wieder auf den 1.10.1914

fest. Am 5. 12. 1914 soll Arbeitsfähigkeit ein¬

treten, alsdann wird bis 9. 8. 1915 nur Kranken-
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pflege gewährt, vom 10. 8. 1915 dagegen wieder

andauernd Krankengeld. Dann ist nach dem

alten Recht am 30. 9 1915 der Endtermin der

Unterstützung (52 Wochen nach dem Beginn der

Arbeitsunfähigkeit ab 1. 10. 1914). Nach dem

neuen Recht dürfen jedoch von der Zeit der

Arbeitsfähigkeit vom 6. 12. 1914 bis 9. 8. 1915

13. Wochen nicht angerechnet werden, folglich
sind nach dem 30. 9.1915 noch 13 Wochen Kranken¬

geld zu zahlen, so daß nach dem neuen Recht

der Endtermin erst am 31. 12. 1915 erreicht wird.

Hätte die Zeit der Arbeitsfähigkeit weniger als

13 Wochen, z. B. nur 2 Wochen betragen, so wären

naturgemäß nach dem 30. 9. 1915 auch nur noch

2 Wochen Krankengeld gezahlt worden.

Hervorgehoben soll noch werden, daß bei

später eintretender Arbeitsunfähigkeit die voran¬

gegangene Zeit der Arbeitsfähigkeit die Dauer

der Krankenhilfe niemals verlängern kann, es

kommen immer nur die Zeiten der Arbeitsfähig¬
keit in Betracht, die in den Krankengeldbezug fallen.

Bei Unterstützungsfällen, die vor dem 1.1.1914

eingetreten sind, also noch unter dem Kranken¬

versicherungsgesetz entstanden sind, dürfen nur

die Zeiten der Arbeitsfähigkeit bis zu 13 Wochen

nicht angerechnet werden, die auf das Jahr 1914

entfallen, während krankengeldfreie Zeiten für

1913 noch wie bisher ohne Enschränkung ange¬

rechnet werden.

Die Neuerung des § 183 RVO. bedeutet für

die Kassen ohne Zweifel eine erhebliche Mehr¬

belastung.
Allerdings ist den Kassen die Möglichkeit

gegeben, die Dauer der Krankenhilfe zu be¬

schränken und sich so gegen eine übermäßige
Inanspruchnahme durch chronisch Kranke zu

schützen, indem sie die Bestimmung des § 188 RVO.

in die Satzung aufnehmen und auch wohl größten¬
teils aufgenommen haben.

Diese Bestimmung entspricht dem § 26a KVG.

Neu und für die Kassen günstiger ist jedoch, daß

jetzt auch die Leistungen aus jeder Krankenkasse

im Sinne des § 225 RVO. oder aus einer knapp¬
schaftlichen Krankenkasse oder aus einer Ersatz¬

kasse angerechnet werden, während früher nur

die Leistungen derselben Kasse in Anrechnung
gebracht werden konnten. Für die Kassen er¬

geben sich aber bedeutende Schwierigkeiten, um

die Leistungen anderer Kassen festzustellen, da

die Mitglieder nicht verpflichtet sind, anzugeben,
welche Leistungen sie aus anderen Kassen er¬

halten haben.

Bemerkt soll hier werden, daß die Leistungen
aus einer früheren eingeschriebenen Hilfskasse

nicht angerechnet werden dürfen, wie auch

andererseits die frühere Zugehörigkeit zu einer

eingeschriebenen Hilfskasse weder zur Fortsetzung
einer freiwilligen Mitgliedschaft in der Zwangs¬
kasse nach § 313 noch zur Erlangung der Er¬

werbslosenhilfe nach § 214 RVO. genügt, weil die

Mitglieder eingeschriebener Hilfskassen nicht auf

Grund der Reichsversicherung versichert waren.

Eine weitere Neuerung enthält der § 188 RVO.

insofern, als der Versicherte nunmehr binnen

12 Monaten, vom Beginn des neuen Unter¬

stützungsfalles zurückgerechnet, für 26 Wochen

Krankengeld oder was als Ersatz dafür gilt, nämlich

Krankenhauspflege oder erweiterte Krankenpflege,
bezogen haben muß. Lediglich Krankenpflege
genügt nicht mehr. Dagegen macht es keinen

Unterschied, ob die Leistungen hintereinander

oder in verschiedenen Zeiten bezogen sind; die

einzelnen Zeitabschnitte sind zusammenzurechnen.

Immer aber muß ein neuer Unterstützungsfall

vorliegen, d. h. das Mitglied muß nach dem End¬

termin des ersten Unterstützungsfalles bis zur

Neuerkrankung eine gewisse Zeit hindurch wegen

seines Leidens ärztlicher Behandlung und Arzne?

nicht bedurft haben; es muß also eine vorüber¬

gehende Besserung seines chronischen Leidens

vorhanden gewesen sein. Ist dieses nicht der

Fall, sondern hat das Leiden des Versicherten in

gleicher Weise fortgedauert und sind ärztliche

Behandlung und Arznei nötig gewesen, so liegt
kein neuer Unterstützungsfall vor, sondern es

handelt sich um den gleichen fortdauernden Unter¬

stützungsfall. Alsdann hat das Mitglied keinerlei

Ansprüche mehr, auch nicht, wenn es tatsächlich

ärztliche Hilfe in der Zwischenzeit nicht in An¬

spruch genommen hat. Denn nicht darauf kommt

es an, ob der Versicherte ärztliche Hilfe gehabt
hat, sondern ob diese notwendig gewesen wäre.

Entscheidend ist in solchen Fällen stets das ob¬

jektive ärztliche Gutachten. Beim Vorliegen eines

einheitlichen fortlaufenden Unterstützungsfalles
wird selbst dann ein neuer Anspruch nicht be¬

gründet, wenn zu dem chronischen Leiden, welches

andauernd ärztliche Behandlung und Arznei er¬

forderlich macht, eine neue, von der ersten ganz

unabhängige Krankheit hinzutritt, die gleichfalls
ärztliche Behandlung notwendig macht. Ein solcher

Zustand kann sich unter Umständen auf Jahre

erstrecken.

Die Beschränkung des Anspruchs nach § 188

RVO. kann nur einmal eintreten und zwar inner¬

halb der ersten 12 Monate nach Beendigung des

ersten Unterstützungsfalles. Dabei ist zu be¬

merken, daß das neue Recht hier eine Änderung
bringt. Waren z. B. in einem neuen Versicherungs¬
falle die 13 Wochen dann noch nicht abgelaufen,
als 12 Monate seit Schluß der vorigen Leistung
verflossen waren, so fiel nach dem alten Recht

für die spätere Zeit, die um mehr als ein Jahr

dem vorigen Falle folgte, die Voraussetzung für

die Kürzung fort. Nach dem neuen Recht ist

jedoch nur erforderlich, daß im Laufe der nächsten

12 Monate der neue Unterstützungsfall eintritt.

Dann greift die Kürzung auf 13 Wochen unter

allen Umständen Platz, auch wenn und soweit

13 Wochen über jene 12 Monate hinausreichen.

Tritt ein neuer Unterstützungsfall erst nach

Ablauf von 12 Monaten nach Beendigung des

ersten Falles ein, so hat das abermals rückfällige
Mitglied wie früher Anspruch auf die vollen

Leistungen der Kasse.

Es sei noch darauf hingewiesen, daß die

13 Wochen vom Beginn der Leistung überhaupt,
nicht etwa in Anwendung des § 183 Abs. 1 RVO.

erst vom Beginn des Krankengeldbezuges zu be¬

rechnen sind. Gleichfalls werden bei diesen

13 Wochen die Zeiten, in denen etwa nur Kranken¬

pflege geleistet wird, mitgerechnet.
Daß die

#

Kassen durch die Neuerungen des

§ 188 RVO. ebenfalls erheblich belastet werden,
ist an den folgenden Beispielen ersichtlich:

Die^Kasse hat vom 1. Januar bis 31. Dezember

1914 volle 52 Wochen lediglich Krankenpflege ge¬

währt; am 1. Mai 1915 tritt ein neuer Unter¬

stützungsfall ein, dann wären nach dem alten

Recht nur 13 Wochen zu leisten. Nach dem neuen

Recht muß voll geleistet werden. Da diese

Leistung sich nach unserem früheren Beispiel im

ungünstigsten Falle auf einen Zeitraum von

zwei Jahren erstrecken kann, so werden in Wirk¬

lichkeit drei Jahre geleistet, die nur durch einen

Zeitraum von vier Monaten unterbrochen sind.

Wird in dem Zeitraum vom 1. Januar bis 31. De¬

zember 1914 für 40 Wochen Krankengeld gezahlt,
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.-»twa vom 1. Februar bis 8. November 1914, so ist
-owohl nach dem alten wie nach dem neuen Recht
der Unterstützungsanspruch beendet. Trotzdem
muß die Kasse jetzt bei dem neuen Versicherungs¬
fall ab 1. Mai 1915 wieder voll leisten, da das

Krankengeld nicht für volle 52 Wochen gezahlt
war, während früher in dem gleichen Falle nur

die Mindestleistungen für 13 Wochen zu gewähren
waren.

Gleichwohl steht es den Kassen frei, die Be¬

stimmungen des § 188 für die Versicherten noch

zu mildern, z. B. kann bestimmt werden, daß die

Beschränkung der Leistungen nur dann eintritt,
wenn das vorher von derselben Kasse (gegen die
es den neuen Anspruch erhebt) bereits die vollen

Leistungen bezogen hat.

Kassen, die die Beschränkung des § 188 nicht
in die Satzung aufgenommen haben, müssen beim
Vorliegen eines neuen Versicherungsfalles stets
voll eintreten, ganz gleich, ob der neue Fall im
Laufe der nächsten 12 Monate nach Beendigung
des ersten Falles oder später eintritt.

Regeln ffir die Aufstellung des Rechnungsabschlusses und
der Nachweisungen der Orts-, Land-, Betriebs- und Innungs¬

krankenkassen/)
Zu Muster 4 rSchluß.)

1. Unter „A. Krankenhilfett sind sowohl bei
den Krankheitsfällen, als auch den Krankheits¬

tagen nur diejenigen der Mitglieder, nicht die¬
jenigen von Angehörigen zu verzeichnen, während
unter „B. Wochenhilfe44 außer den Entschädigungs-
1 allen von Mitgliedern auch diejenigen von Ehe¬
frauen von Mitgliedern aufzuführen sind.

2. Im Krankenbuche sind nach § 8 der Bundes¬

ratsbestimmungen nur die mit Erwerbsunfähigkeit
verbundenen Erkrankungs- und die entschädigten
Sterbefälle sowie nach § 12 die entschädigten
Fälle von Wochenhilfe einzutragen, wie sie zur

Ausfüllung des Musters 4 benötigt werden; wie
auch im Krankenbuche diejenigen „Angehörigen¬
fälle44 (entschädigte Wochenhilfsfälle und Sterbe¬
fälle) Aufnahme zu finden haben, die zur Aus¬
füllung des Musters 4 erforderlich sind.

3. In den Hauptübersichten nach Muster 4, 7
und 8 sind alle Mitglieder nachzuweisen.

4. Zu Muster 4 sind außerdem gesonderte
Nachweisungen aufzustellen für die im Haus¬
gewerbe Beschäftigten, für die unständig Be¬

schäftigten und für solche Mitglieder, für welche
nach § 181 RVO. eine gesonderte Buchung der

Beiträge und Leistungen vorgeschrieben ist <s. Fuß¬
note auf Muster 4).

Ein besonderer Rechnungsabschluß nach
Muster 1 ist für die Hausgewerbetreibenden und
die beiden anderen Gruppen nicht aufzustellen.
Die Einnahmen und Ausgaben sind für diese
Gruppen vielmehr in die Zahlen des allgemeinen
Rechnungsabschlusses aufzunehmen.

5. Die Sondernachweisungen nach Muster 4
sind für die durch die Reichsversicherungsordnung
geforderten Zwecke der Rechnungsstelle des
Reichs versicherungsamts bestimmt. Einsendung
erfolgt nach § 30 der Bundesratsbestimmungen
an das zuständige Versicherungsamt, das sie dem
Kaiserlichen Statistischen Amte vorlegt.

Auf jeder dieser Nachweisungen muß Name,
Art und Sitz der Kasse sowie die Art der Ver¬

sicherten, für die sie bestimmt ist, angegeben
werden (s. a. Nr. 1 bis 3 und 6 zu Muster 7 und
Nr. 1 bis 3 und 8 zu Muster 8).

6. Als Versicherungsberechtigte sind auch die

freiwillig Weiterversicherten zu erachten.
7. Hat in Bezirken ohne Landkrankenkassen

die Allgemeine Ortskrankenkasse in der Satzung
bestimmt, daß der Ortslohn als Grundlohn für
solche Versicherten zu gelten hat, die nach der
Art ihrer Beschäftigung einer Landkrankenkasse

*) Zusammengestellt im Kaiserlichen Sta¬

tistischen Amte. — I. Ausgabe, Juni 1914.

anzugehören hätten (z. B. für häusliche Dienst¬

boten), so weicht der Grundlohn für diese Ver¬
sicherten vom regelmäßigen Grundlohn der Orts¬
krankenkasse ab.

Die Beiträge und Leistungen sind nach § 181
Abs. 4 RVO. für diese Versicherten getrennt zu

buchen, soweit die oberste Verwaltungsbehörde
nichts anderes bestimmt.

Zu Muster 5.

In Spalte 3 (Höhe des Entgelts) ist für jede
Kategorie der Ärzte die Jahressumme, nicht ein
Einzelsatz, der vorn in Spalte 1 anzuführen wäre,
einzusetzen. Etwaige Anmerkungen sind als Er¬

läuterung der Zahlenangaben zu empfehlen.

Zu Muster 6.

Es sind alle regelmäßig tätigen Ärzte usw.

aufzuführen ohne Rücksicht darauf, ob vertrag¬
liche Abmachungen bestehen oder nicht

Zu Muster 7.

1. Zu dem Muster 7 sind außerdem gesonderte
Nachweisungen aufzustellen für die im Haus¬

gewerbe Beschäftigten, für die unständig Be¬

schäftigten und für solche Mitglieder, für welche
nach § 181 RVO. eine gesonderte Buchung der

Beiträge und Leistungen vorgeschrieben ist (s. Fuß¬
note auf Muster 7).

2. Auf jeder dieser Nachweisungen muß Name,
Art und Sitz der Kasse sowie die Art der Ver¬

sicherten, für die sie bestimmt ist, angegeben sein.
3. Wegen Aufstellung und Bezeichnung der

Nachweisungen siehe auch Nr. 4 bis 6 zu Muster 1

und Nr. 3 bis 7 zu Muster 4.

4. Die Mitgliederzahlen und Beitragseinnahmen
sind nicht nur für die versicherungspflichtigen
und versicherungsberechtigten Mitglieder, sondern
auch für die im Hausgewerbe Beschäftigten, für
die unständig Beschäftigten und für solche Mit¬

glieder, für welche nach § 181 der RVO. eine ge¬
sonderte Buchung der Beiträge und Leistungen
vorgeschrieben ist, anzugeben, und zwar für beide
Geschlechter getrennt (s. a. Nr. 5 zu Muster 1).
Der Gesamtbetrag der Beitragseinnahmen muß
mit den Angaben des Kapitels 2 in Muster 1 über¬
einstimmen.

5. Es sind die wirklichen, nicht die auf den

Kopf der Versicherten entfallenden Beitrags¬
einnahmen für männliche und weibliche Mitglieder
getrennt aufzunehmen.

6. Die Haupt- und Sondernachweisungen nach
Muster 7 sind für die durch die ReichsVersicherungs¬
ordnung geforderten Zwecke der Rechnungsstelle
des Reichsversicherungsamts bestimmt. Die Ein¬

sendung erfolgt nach § 30 der Bundesrats-
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bestimmungen an das zuständige Versicherungs-
amt, das sie dem Kaiserlichen Statistischen Amte

vorlegt.
6

Zu Muster 8.

1. Zu dem Muster 8 sind außerdem ge¬

sonderte Nachweisungen aufzustellen für die im

Hausgewerbe Beschäftigten, für die unständig
Beschäftigten und für solche Mitglieder, für welche

nach § 181 RVO. eine gesonderte Buchung der

Beiträge und Leistungen vorgeschrieben ist

(s. Fußnote auf Muster 8).
2. Auf jeder dieser Nachweisungen muß Name,

Art und Sitz der Kasse sowie die Art der Ver-

sicherten, für die sie bestimmt ist, angegeben sein.

3. Wegen Aufstellung und Bezeichnung der

Nachweisungen s. Nr. 3 bis 7 zu Muster 4.

4. Als Aufwendungen für ärztliche Behandlung,
Arznei und sonstige Heilmittel sind für die an¬

gegebenen Mitgliedergruppen, soweit möglich,
die wirklich gewährten Leistungen mitzuteilen.

Wo aber eine Trennung der Leistungen nach

dem Geschlechte der Mitglieder oder nach

Versicherungspflichtigen und Versicherungs¬
berechtigten oder nach den in der Anmerkung
zu Muster 8 bezeichneten besonderen Mitglieder¬
gruppen nicht möglich ist, genügt vorläufig eine

Verteilung der im einzelnen nicht aussonder¬

baren Leistungen nach Maßgabe der für die Auf¬

wendungen in Betracht kommenden Personen.

Die Art der Unterverteilung der Leistungen ist

durch eine Anmerkung auf Muster 8 zu erläutern.

5. Im Muster 8 sind sämtliche Ausgaben auf

Grund der reichsgesetzlichen Krankenversicherung

zur Darstellung zu bringen, also auch das Haus¬

geld sowie das Schwangeren- und Stillgeld.
Letztere Ausgaben gehören zu den sonstigen
Leistungen der Wochenhilfe (Spalte 5), erstere

zu den sonstigen Leistungen der Krankenhilfe

(Spalte 4).
6. Zu empfehlen ist, daß solche Kassen, bei

welchen die einzelne ärztliche Leistung bezahlt

wird, wenn möglich auch die Kassen mit anderen

Systemen, den Kassenärzten nahelegen, sich in

jedem Falle nach der Zugehörigkeit des die ärzt¬

liche Hilfe Nachsuchenden zu den einzelnen Mit¬

gliedergruppen zu erkundigen und das ausgestellte
Rezept mit einem entsprechenden Vermerke,
z. B. einem vereinbarten Buchstaben und, wenn

möglich, mit der Mitgliedsnummer zu versehen.

Soweit sich die für Familienhilfe gewährten
Leistungen nicht ausscheiden lassen, genügt es,

nur die ausscheidbaren Aufwendungen mit¬

zuteilen.

7. In Spalte 1 (Ärztliche Behandlung usw.)
des Musters 8 sind auch die Kosten für Kranken¬

behandlung durch approbierte Zahnärzte sowie

für Krankenbehandlung und Geburtshilfe durch

andere Heilpersonen, Hebammen usw. einzutragen.
8. Die Haupt- und Sondernachweisungen zu

Muster 8 sind für die durch die Reichsversicherungs¬
ordnung geforderten Zwecke der Rechnungsstelle
des Reichsversicherungsamts bestimmt. Die Ein¬

sendung erfolgt nach § 30 der Bundesrats¬

bestimmungen an das zuständige Versicherungs-
amt, das sie dem Kaiserlichen Statistischen Amte

vorlegt.

Verwaltung.
Bescheid des preußischen Handelsministers

vom 7. August 1014 betr. gemeinsame Melde¬

stellen gemSß f 319 Abs. 2 RVO. (HMBl. S. 443).
Der § 319 Abs. 2 RVO. bestimmt nicht, wem

die Verteilung der Kosten der Meldestellen und

die Festsetzung ihrer Höhe zusteht. Es entspricht
aber der Absicht des Gesetzes, wenn das Ver¬

sicherungsamt diese Aufgaben übernimmt. Die

Bezahlung der auf die einzelnen Kassen ent¬

fallenden Beträge kann durch das Versicherungs-
amt als Aufsichtsbehörde nach § 377 a. a. O. er¬

zwungen werden. Im Beschwerdefalle würde

daher das Reichsversicherungsamt in letzter

Instanz zu entscheiden haben, ob neben säch¬

lichen Kosten auch persönliche Kosten (Remune¬
rationen für die beteiligten Beamten usw.) um¬

gelegt werden können. Vorbehaltlich einer solchen

Entscheidung nehme ich in Übereinstimmung mit

dem Herrn Reichskanzler an, daß der Begriff
„Kosten44 im Sinne der RVO. im Gegensatze zu

„baren Auslagen44 weit auszulegen ist und säch¬

liche und persönliche Kosten umfaßt (vgl. z. B.

§§ 59, 80, 1465, 1470 RVO.).

Bescheid des preußischen Handelsministers

vom 12. Auaust 1914, betreffend Wahl der Ver¬

sichertenbeisitzer bei den Oberversicherungs-
fimtern. (HMBl. S. 452.)

Eine Veröffentlichung der Namen der Ver¬

sichertenbeisitzer und ihrer Stellvertreter gemäß
Ziffer 30 der Wahlordnung hat auch dann zu er¬

folgen, wenn nur eine Vorschlagsliste eingereicht
worden ist, also keine Stimmzettelwahl statt¬

gefunden hat.

Rundschreiben des Preußischen Handels¬
ministers vom 29. August betreffend Wahlen auf
Grund der RVO. (HMBl. S. 470.)

Der Reichskanzler (Reichsamt des Innern).

Berlin den 26. August 1914.

Es ist mir mitgeteilt worden, daß in den Be¬

zirken mancher Oberversicherungsämter zur Zeit

Wahlen von Vertretern der Arbeitgeber und Ver¬

sicherten im Gange seien. Ich bin der Auffassung,
die auch in der Begründung zu dem Entwurf

eines Gesetzes, betreffend die Wahlen nach der

RVO., vom 4. August 1914 (RGBl. S. 348) zum

Ausdruck gebracht ist, daß diese Wahlen kein

wirkliches Büd von dem Gesamtwillen der Wähler¬

schaft jetzt ergeben können, weil eine große Zahl

der Wähler zum Kriegsdienst eingezogen und

daher in der Ausübung des Wahlrechts behindert

ist. Daher halte ich es für angezeigt, daß zur

Zeit solche Wahlen nicht vorgenommen werden.

Dem Bundesrat wird in den nächsten Tagen der

Entwurf einer Verordnung vorgelegt, nach der

die Amtsdauer der gegenwärtigen Vertreter der

Arbeitgeber und Versicherten über den 31. De¬

zember 1914 hinaus soweit verlängert wird, daß

es möglich ist, die Arbeiten für die Wahlen um

etwa ein Jahr hinauszuschieben.

An den Herrn Minister für Handel und Gewerbe.

Abdruck übersende ich mit dem Ersuchen, zu

veranlassen, daß bis auf weiteres von der Vor¬

nahme der Wahlen von Vertretern der Arbeit¬

geber und der Versicherten abgesehen wird.

Bekanntmachung des Reichskanzlers vom

4. September 1914 betr. die Wahlen nach der

Reichsversicherungsordnung (RGBl. S. 395).

Auf Grund des Artikel 1 des Gesetzes, betr.

die Wahlen nach der Reichsversicherungsordnung,
vom 4. August 1914 (RGBl. S. 348) hat der Bundes¬

rat folgendes bestimmt: Soweit die Amtsdauer



\'r. 18 Volkstümliche Zeitschrift für praktische Arbeiterversicherung. 205

ier Vertreter der Unternehmer oder anderen

Arbeitgeber sowie der Versicherten bei Ver-

Jcherungsbehörden und Versicherungsträgern und

der nichtständigen Mitglieder des Reichsver¬

sicherungsamts vor dem 31. Dezember 1915 ab¬

läuft, wird sie bis zu dem Zeitpunkt, an welchem

die nach den Vorschriften der Reichsversicherungs-
ordnung zu wählenden Vertreter oder Mitglieder
ihr Amt antreten, jedoch längstens bis zum

31. Dezember 1915, verlängert. Diese Verordnung
tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft.

Bekanntmachung des Reichskanzlers vom

4. September 1914 betr. Ortslöhne (RGBl. S. 396).
Auf Grund des § 3 des Gesetzes über die

Ermächtigung des Bundesrats zu wirtschaftlichen
Maßnahmen usw. vom 4. August 1914 (RGBl. S.327)
hat der Bundesrat folgendes bestimmt:

Artikel 1. Die Frist, für welche die erst¬

malige Festsetzung der Ortslöhne im ganzen
Reiche gilt (§ 151 Abs. 1 RVO.), wird bis zum

31. Dezember 1915 verlängert.
Artikel 2. Diese Verordnung tritt mit dem

Tage der Verkündung in Kraft.

Königlich Sächsische Verordnung betr. die

Erhaltung von Anwartschaften aus der knapp¬
schaftlichen Krankenversicherung und zur Siche¬

rung der Leistungsfähigkeit der Knappschafts¬
krankenkassen vom 10. August 1914. (Gesetz-
u. Verordnungsbl. f. d. Königr. Sachsen S. 372.)

Wir pp. verordnen auf Grund von § 88 der

Verfassungsurkunde zur Abänderung und Er¬

gänzung des Knappschaftsgesetzes vom 17. Juni
1914 (G.- u. V.-Bl. S. 171), was folgt:

§ 1. Dem regelmäßigen Aufenthalt im Inland
im Sinne des 9 65 Abs. 1 des Knappschafts¬
gesetzes gilt gleich ein Aufenthalt im Ausland,
der durch Einberufung des Mitglieds zu Kriegs-,
Sanitäts- oder ähnlichem Dienste verursacht ist.

§ 2. Hat die Satzung einer Knappschafts¬
krankenkasse eine Wartezeit für Leistungen
bestimmt, so ruht der Fristenlauf für alle Ver¬

sicherten, die während des gegenwärtigen Krieges
Kriegs-, Sanitäts- oder ähnliche Dienste leisten.
Ist die Wartezeit bereits erfüllt, so bedarf es

nicht der Zurücklegung einer neuen Wartezeit.
Die Zeit, für welche die Beiträge weiter gezahlt
werden, wird auf die Wartezeit angerechnet.

§ 3. Versicherungsberechtigte, deren Mitglied¬
schaft nach § 66 Abs. 2 des Knappschaftsgesetzes
erloschen ist, haben das Recht, binnen sechs

Wochen nach ihrer Rückkehr in die Heimat in
die Krankenversicherung wieder einzutreten, wenn
sie während des gegenwärtigen Krieges Kriegs-,
Sanitäts- oder ähnliche Dienste geleistet haben.

§ 4. Diese Vorschriften gelten nur für Reichs¬

angehörige.
§ 5. (1) Für die Dauer des gegenwärtigen

Krieges werden bei sämtlichen Knappschafts¬
krankenkassen die Leistungen auf die Regel¬
leistungen und die Beiträge auf 41/« vom Hundert
des Grundlohns festgesetzt. Laufende Leistungen
bleiben unberührt.

(2) Das Bergamt kann auf Antrag des Vor¬

standes einer Knappschaftskrankenkasse verfügen,
daß niedrigere Beiträge erhoben oder höhere

Leistungen gewährt werden, wenn die Leistungs¬
fähigkeit dieser Kasse gesichert ist. Das Berg¬
amt hat auf solchen Antrag alsbald zu beschließen.

Auf Beschwerde entscheidet das Landesversiche¬

rungsamt endgültig
§ 6. Reichen bei einer Kasse diese Beiträge

von 41/* vom Hundert des Grundlohns für die

Regelleistungen und Verwaltungskosten nicht

aus, so hat der Arbeitgeber die erforderlichen
Beihilfen aus eigenen Mitteln zu leisten.

§ 7. Die Ministerien des Innern und der
Finanzen werden ermächtigt, den Zeitpunkt zu

bestimmen, zu dem diese Verordnung oder Teile
dieser Verordnung wieder außer Kraft treten.

§ 8. (1) Diese Verordnung tritt mit dem

Tage der Ausgabe des Stückes des Gesetz- und

Verordnungsblattes, in dem sie bekannt gemacht
wird, in Kraft.

(2) Mit der Ausführung der Verordnung
werden die Ministerien des Innern und der

Finanzen beauftragt.

Rundschreiben des Reichsversicherungsamts
an die Vorstände der seiner Aufsicht unter¬

stellten Landesversicherungsanstalten Ober die

Tuberkulosebekämpfung während des Krieges.
Vom 20. August 1914.

Über die Bereitstellung von Heilstätten der

Landesversicherungsanstalten zur Unterbringung
Verwundeter, die im Rundschreiben des Reichs¬

versicherungsamts vom 3. August d. Js. II. 5151

empfohlen wurde, „soweit es ohne Schädigung
überwiegender Interessen der Versicherten mög¬
lich ist44, hat der bei der Zentralstelle des Roten

Kreuzes für Kriegswohlfahrtspflege errichtete

Ausschuß für Tuberkulosebekämpfung eingehend
verhandelt. Das Ergebnis dieser Erörterungen,
an welchen auch die Vorsitzenden der Landes¬

versicherungsanstalten Berlin und Brandenburg
beteiligt waren, möge den Vorständen für ihr

weiteres Vorgehen als Richtschnur dienen. Es

geht dahin:

1. Der Kampf gegen die Tuberkulose darf

während des Krieges nicht ruhen. Dies um so

weniger, weil infolge des Rückgangs der wirt¬

schaftlichen Lage, der Verschlechterung der Er-

nährungs- und besonders der Wohnungsverhält¬
nisse ein günstigerer Nährboden für die Seuche

und ihre Verbreitung geschaffen wird.

2. Es ist deshalb darauf Bedacht zu nehmen,
Kranke mit offener Tuberkulose im Interesse

ihrer Umgebung, besonders der Kinder, un¬

schädlich zu machen. Solche Kranke werden nach

Möglichkeit Heilstätten zu überweisen und, falls

sie in solche bereits aufgenommen waren, dort

zu belassen sein. Dabei können Kranke aus ver¬

schiedenen Bezirken in einer Heilstätte vereinigt
werden. Soweit einer Versicherungsanstalt eigene
Heilstätten nicht oder nicht mehr zur Verfügung
stehen, werden private Anstalten zu benutzen

sein. Äußerstenfalls sind die allgemeinen Kranken¬

häuser in Anspruch zu nehmen.

3. Insoweit aus dringendem Anlaß, ins¬

besondere wegen Inanspruchnahme der Heil¬

stätten für Kriegssanitätszwecke, von der Über¬

weisung Kranker mit geschlossener Tuberkulose

in Heilstätten abgesehen werden muß, soll durch

erhöhte Tätigkeit der Auskunfts- und Fürsorge¬
stellen sowie der Walderholungsstätten ein Aus¬

gleich geschaffen werden. Dabei werden diese

Stellen, auch wenn sie nicht von Versicherungs¬
anstalten selbst errichtet sind und betrieben

werden, auf finanzielle Unterstützung der durch sie

entlasteten Versicherungsanstalten rechnen dürfen.

Sollte es an Är»ten oder Schwestern fehlen,
so ist die vom Deutschen Zentralkomitee vom

Roten Kreuz im Reichstagsgebäude, Berlin NW7,
Sommerstraße, errichtete Zentralstelle für Kriegs¬
wohlfahrtspflege (Tuberkuloseausschuß) bereit,
soweit möglich Ersatz zu vermitteln.

Über die hiernach veranlaßten Maßnahmen

wolle der Vorstand binnen zwei Wochen berichten.
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Runderlaß des Reichsversicherungsamts an

die Vorstände sämtlicher Ihm unterstellten

gewerblichen und landwirtschaftlichen Berufs¬

genossenschaften einschließlich der Versiche¬

rungsgenossenschaft der Privatfahrzeug- und

Reittierbesitzer Aber durch die Kriegslage er¬

forderliche Maßnahmen vom 10. August 1914.

(Dtsch. Reichanz. vom 11. August 1914.)
In zwei Sitzungen im Reichsversicherungsamt

vom 8. und 10. August 1914 haben sich die Vertreter

der Genossenschaften, die in Groß-Berlin ein

Genossenschafts- oder Sektionsbureau unterhalten,
über folgende durch die Kriegslage notwendige
Maßnahmen verständigt:

1. Auf eine möglichst schleunige Erledigung
anhängiger Rekurssachen ist hinzuwirken. Zu

diesem Zwecke werden die Genossenschaften,
soweit aus den Handakten die Sachlage über¬

sehen werden kann, gegebenenfalls das Rechts¬

mittel zurücknehmen oder den Anspruch des

Verletzten unter Zubilligung etwaiger Kosten¬

ansprüche anerkennen, es sei denn, daß über¬

wiegende Interessen der Genossenschaften ent¬

gegenstehen.
2. Die Herabsetzung und Aufhebung von

Renten ist, abgesehen von besonderen Einzel¬

fällen, auf die Dauer von zunächst drei Monaten

zu unterlassen.

3. Einspruchsbescheide über die Herabsetzung
oder Aufhebung von Renten sind mit der Er¬

klärung zurückzunehmen, daß die Genossenschaft

sich vorbehält, ihre Rechte aus der bisher ein¬

getretenen Veränderung der Verhältnisse zu ge¬

eigneter Zeit geltend zu machen.

4. Von Kapitalabfindungen an Verletzte ist

bis auf weiteres abzusehen.

5. Sofern es satzungsgemäß zulässig ist, sind

Lücken in der Besetzung der Entschädigungs-
komrnissionen sofort durch Neuwahlen auszufüllen.

Versagt dieser Weg, so ist unverzüglich dem

Reichsvorsicherungsamt zu berichten.

6. Die Zahlung von Verletztenrenten der im

Felde stehenden Rentenempfänger zu Händen

der Angehörigen ist nach Möglichkeit zu er¬

leichtern. Zu diesem Zweck werden sich die

Genossenschaften mit einer möglichst verein¬

fachten Form der Lebensbescheinigung und Aus¬

zahlungsbevollmächtigung der Post gegenüber
einverstanden erklären.

7. Kataster-, Beitrags- und ähnliche Streitig¬
keiten sollen bis auf weiteres nach Möglichkeit
ruhen.

8. Die Überwachung der Durchführung der

Unfallverhütungsvorschriften ist tunlichst aufrecht

zu halten. Denn dabei handelt es sich um den

Schutz von Leben und Gesundheit der Arbeiter.

Außerdem ist mit der Beschäftigung einer großen
Anzahl nicht eingearbeiteter Personen zu rechnen.

9. Die bisher verhängten Strafen sind, von Aus¬
nahmefällen abgesehen, niederzuschlagen. Auch

ist die Befugnis, neue Strafen zu verhängen,
nachsichtig auszuüben.

10. Die Fürsorge für die Angehörigen der

durch den Krieg dienstbehinderten genossen¬
schaftlichen Angestellten ist, soweit dies nicht

bereits geschehen ist, möglichst wohlwollend zu

regeln. Yon der Ausübung des Kündigungsrechts
ist bei diesen Angestellten abzusehen.

Das Reichsversicherungsamt gibt von diesen

Maßnahmen, gegen die im Aufsichtswege nichts

erinnert wird, samtlichen seiner Aufsicht unter¬

stellten Genossenschaften zur 'weiteren Ver¬

anlassung ergebenst Kenntnis.

Hierzu möchten wir insbesondere zu Punkt 10

bemerken, daß unter Angestellte alle bei Berufs¬

genossenschaften beschäftigte Personen zu ver¬

stehen sein dürften, so daß nicht etwa bloß die

fest angestellten Beamten hierunter fallen. Es

erscheint dies um so selbstverständlicher, als die

Notlage zum Beispiel der Angehörigen von Hilfs¬

arbeitern oder diätarisch beschäftigten Angestellten
eine ungleich größere sein dürfte, als für die

Angehörigen fest angestellter Beamten.

Runderlaß des Reichsversicherungsamts an

die Vorstände der seiner Aufsicht unterstellten

Landesversicherungsanstalten und an den Vor¬

stand der Seekasse Ober durch die Kriegslage
geboteneVerwaltungsmaßnahmen vom 11.August
1914. (Dtsch. Reichsanz. vom 12. August 1914.)

Die gegenwärtige Kriegslage stellt auch an

die Leistungsfähigkeit der Träger der deutschen

Arbeiterversicherung ungewöhnlich hohe An¬

forderungen. Aus den bisher vorliegenden Be¬

richten hat das Reichsversicherungsamt die

erfreuliche Gewißheit entnommen, daß die ihm

unterstellten Versicherungsträger, darunter auch

die Versicherungsanstalten, in bewährter Pflicht¬

treue alle Kräfte in den Dienst des Vaterlandes

stellen. Die Anstalten haben bereits hochherzig
ihre Heilstätten und Genesungsheime dem Roten

Kreuz zur Verfügung gestellt und es durch Geld¬

mittel unterstützt.

Die außerordentlichen Zeitverhältnisse er¬

heischen aber auch auf dem Gebiete der inneren

Geschäftsführung der Versicherungsanstalten be¬

sondere Maßnahmen. Unter anderem werden die

Vorstände auf folgendes hingewiesen:
1. Es wird empfohlen, von Rentenentziehungen

zunächst auf die Dauer von drei Monaten grund¬
sätzlich abzusehen.

2. Von ihrer Strafbefugnis wollen die Vor¬

stände nur in besonderen Fällen Gebrauch machen.

Auch dürften bereits verhängte Strafen, wo nicht

böser Wille des Bestraften klar zutage liegt,
niederzuschlagen sein.

3. Das Reichsversicherungsamt wird selbst¬

verständlich seine Spruch- und Beschlußtätigkeit
fortsetzen. Im Interesse der Versicherten wollen

aber die Vorstände erwägen, wieweit etwa die

Einlegung von Revisionen seitens der Anstalten

auf die Fälle beschränkt werden kann, in denen

das Berufungsurteil offenbar verfehlt ist. Auch

wird den Vorständen nahegelegt, bereits an¬

hängige Revisionen unter dem vorbezeichneten

Gesichtspunkt zu prüfen, soweit dies auf Grund

der Handakten möglich ist, und gegebenenfalls
zurückzunenmen. In gleicher Weise wird bei den

in der Berufungsinstanz schwebenden Ansprüchen
der Versicherten zu prüfen sein, ob wegen neuer

Tatsachen oder aus anderen Gründen der An¬

spruch anerkannt werden kann.

4. Soweit durch den Krieg dienstbehinderte

Angestellte der Versicherungsanstalten gegen

Kündigung beschäftigt waren, werden ihre An¬

gehörigen der Fürsorge der Vorstände empfohlen.
-*

Zu diesem Rundschreiben möchten wir ins¬

besondere im Hinblick zu Punkt 4 bemerken, daß

es unseres Erachtens gerade mit Rücksicht auf

die Aufsichtsbefugnisse des Reichsversicherungs¬
amts gegenüber den Landesversicherungsanstalten
etc. nichts geschadet hätte, wenn das Reichsver¬

sicherungsamt die Angehörigen der gegen Kün¬

digung angestellten Personen der Fürsorge der

Vorstände nicht bloß empfohlen, sondern daß es

weitergehend bestimmte Richtlinien aufgestellt
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:ätte, nach denen diese Fürsorge erfolgen müßte.

\ur so wäre etwas Brauchbares festgelegt worden.

>Vas jetzt geschieht, liegt im Belieben der Vor¬

stände; es ist keine Vorsorge dagegen getroffen,
laß man in dem einen Fall viel, im andern Falle

wenig Entgegenkommen zeigt. Die Fürsorge dem

Ermessen der einzelnen Vorstände zu überlassen,
kann leicht dazu dienen, daß etwaige Ver¬

stimmungen gegenüber Einzelpersonen das Maß

an Fürsorge ausschlaggebend begrenzen. Dem

konnte man durch generelle Vorschriften vor¬

beugen.

Rechtsprechung.
Das Ehrenwort vor dem Reichsgericht. Das

Reichsgericht hat in der Entscheidung vom

29. April 1913 (Zivilsachen, Bd. 82 S. 222 bis 224)
ein unter mehreren Zahnärzten eines Bezirks

geschlossenes Abkommen zur Innehaltung von

Mindestgebührensätzen im Verkehr mit Kranken¬

kassen aus dem Grunde für unsittlich und daher

nichtig erklärt, weil die Verpflichtung ohne Ein¬

schränkung ehrenwörtlich übernommen war und

jedes Mitglied damit rechnen mußte, daß bei

jedem Verstoß gegen das Abkommen der Vor¬

wurf des Ehrenwortbruchs erhoben werden würde.

Der Grundsatz ist dabei ausgesprochen, daß eine

Verpflichtung des Ehrenworts um Geldinteressen

willen grundsätzlich für unzulässig zu erachten

sei. Also der Schwerpunkt liegt darin, daß

das Ehrenwort in Geldsachen nicht angewendet
werden soll.

Schon früher hat sich das Reichsgericht mit

der Frage ehrenwörtlicher Bindung befaßt in den

Entscheidungen Bd. 69 S. 229, Bd. 74 S. 332, Bd. 78

S. 258, aber immer in einer dem Ehrenwort¬

gebrauche ungünstigen Richtung, weil — so wird

gesagt — die bloße Nichterfüllung der Verbind¬

lichkeit den Schuldner als wortbrüchig erscheinen

lasse auch ohne sein Verschulden oder sein er¬

hebliches Verschulden, und weil demnach der

Vorwurf der Ehrlosigkeit gegen ihn erhoben

werden könne, auch wenn er nicht unehrenhaft

gehandelt habe, weil es dem sittlichen Empfinden
widerstrebe, den Schuldner einer Ehrenminderung
auszusetzen, nur um dem Gläubiger die Erfüllung
seiner Forderung wirksamer als mit den Mitteln

des gerichtlichen Zwangs zu sichern.

Im Kommentar der Reichsgerichtsräte 2. Aufl.

1913 S. 166 wird ausgesprochen, daß die Bindung
eines Angestellten, der keine Vertrauensstellung
habe, auf Ehrenwort zur Geheimhaltung des Ge¬

schäftsgeheimnisses sowie zur Einhaltung der im

Wettbewerbverbot enthaltenen Verpflichtungen
und daher auch die so übernommenen Ver¬

pflichtungen ebenfalls nichtig seien. Gleichzeitig
wird aber ebenda andererseits zugegeben, daß

„eine Bindung auf Ehrenwort unter Umständen

zulässig sein kann". In der Entscheidung Bd. 78

vom 23. Januar 1912 wird ebenfalls anerkannt,
daß zum Schutze besonderer wichtiger Interessen

der Gewissenszwang, den die Verpfändung der

Ehre auf den Schuldner ausübt, gerechtfertigt
sein kann. Die obenerwähnte Entscheidung Bd. 82

führt dazu, daß das Ehrenwort bei Geldinteressen

ein für allemal ausscheiden muß, und also nur

nichtvermögensrechtliche Interessen durch das

Ehrenwort geschützt werden können, namentlich

unter Umständen die Schweigepflicht durch ehren¬

wörtliche Bindung wirksamer erzwungen werden

kann, als sie sonst im Gerichtsverkehr erzwingbar
ist. Bei Regelung von Honorarfragen wird also

künftig das Ehrenwort außer Betracht bleiben

müssen. Aber es bleiben trotzdem Gebiete

übrig, wo unter Standesgenossen, zum Beispiel

unter Ärzten, rechtsgültig im Standesinteresse

zur Wahrung der Diskretion über Standes¬

angelegenheiten die Herbeiführung ehrenwört¬

licher Bindung vorkommen und nutzbar sein

kann, auch zulässig sein wird, insbesondere für

geheime Verhandlungen, welche andere als Geld¬

interessen betreffen.

An sich ist die Gesetzgebung dem Ehren¬

wortgebrauche nicht günstig. Beispielsweise wird

der Wucher vom Strafgesetzbuch § 302 b strenger
bestraft, wenn das wucherische Versprechen auf

Ehrenwort abgenommen ist. Die Rechtsprechung
bekämpft Situationen, wonach aus Anlaß des

wirtschaftlichen Kampfes ein Beteiligter in seinem

Ehrempfinden verletzt werden kann. In dieser

Beziehung sei noch verwiesen auf die Ent¬

scheidung des Reichsgerichts vom 29. Januar 1914,
Juristische Wochenschrift 1914 S. 460 bis 463

(betreffend einen Fall aus der Rheinpfalz). Ein

Ärzteverein hatte sämtlichen Vereinsmitgliedern
den Abbruch des kollegialen Verkehrs mit be¬

stimmten Ärzten zur Pflicht gemacht. Die Kund¬

gebungen des Vereins waren nach richterlicher,
durch die Standesauffassung der Beteiligten nicht

zu ändernder Beurteilung ein den guten Sitten

zuwiderlaufendes Verhalten. Das Reichsgericht
sprach bei dieser Gelegenheit folgenden Grund¬

satz aus: Selbst ein im allgemeinen billigens-
wertes Bestreben wird sittenwidrig, wenn ein

Berufsverein zur Erlangung wirtschaftlicher Vor¬

teile für seinen Berufsgenossen andere ihm nicht

unterworfene Berufsgenossen seinem Vereins¬

willen gefügig zu machen sucht mit Mitteln, die

ihre soziale Stellung und ihr Ehrempfinden
verletzen.

N. Nach Abschluß des Heilverfahrens hat

die Berufsgenossensthaft kein Wahlrecht. Ein

in einer Heilanstalt untergebrachter Verletzter

hat Anspruch auf Hilflosenrente. (Urteil des

Reichsversicherungsamts vom 2. Juli 1914.)
Aus den Gründen: Was zunächst die Zeit vorn

21. November 1908 bis 11. März 1911 anlangt,
während welcher der Kläger sich in der Anstalts¬

pflege der Krankenanstalt in R. befunden hat, so

hat die Beklagte nachträglich, d. h. nach Beendi¬

gung der Pflegezeit, erklärt, statt einer Rente die

Kosten der Anstaltspflege übernehmen zu wollen.

Die vom Kläger gegen diese Wahl der Berufs¬

genossenschaft erhobene Rüge ist gerechtfertigt.
Wie der erweiterte Senat in der Entscheidung
Nr. 2313, abgedruckt in den Amtl. Nachr. d. RVA.

1909, Seite 467, ausgesprochen hat, steht der Be¬

rufsgenossenschaft nach Abschluß des Heilver¬

fahrens ein Wahlrecht der in Rede stehenden Art

nicht mehr zu. Sie hat vielmehr die Rente zu

gewähren. Der erkennende Senat hat diese Auf¬

fassung des § 23 GUVG. seiner Entscheidung eben¬

falls zugrunde gelegt.
Was die Höhe der zu gewährenden Rente an¬

langt, auf welche ein wegen Geisteskrankheit in
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einer Heilanstalt verpflegter Verletzter Anspruch

hat, so ist das Rekursgericht bei der Ansicht ver¬

blieben, die das Reichsversicherungsamt in gleich¬

liegenden Fällen bereits mehrfach vertreten hat,

und hat dem Verletzten die Vollrente vom un¬

gekürzten Jahresarbeitsverdienst zugesprochen,
da ein in einer Heilanstalt untergebrachter Ver¬

letzter als völlig hilflos im Sinne des Gesetzes

zu erachten ist. (Aktenzeichen Ia 4132,13 7 B.)

Beitritt zu Verträgen zwischen Apotheken
und Krankenkassen, die vor dem 1. Januar 1914

geschlossen sind. (Entscheidung des Landgerichts
Ratibor 4. April 1914.)

Eine Betriebskrankenkasse in Ratibor hatte

am 1. Oktober 1913 mit dem Apothekenbesitzer L.

einen auf 5 Jahre sich erstreckenden Vertrag

geschlossen, nach dem L. der Kasse einen Abschlag
von 15 Proz. auf die Arzneitaxe bewilligt und

sich verpflichtet hat, Handverkaufsartikel nach

den Preisen der amtlichen Handverkaufsliste ab¬

zugeben. Schon vorher bestand ein Vertrag
zwischen der Kasse und L., wonach L. ebenfalls

einen Abschlag von 15 Proz. zu gewähren hatte.

Während die Kasse zwei anderen Apotheken den

Beitritt zu dem neuen Vertrage anstandslos ge¬

stattete, bestritt sie dem Apothekenbesitzer R.,

der ebenfalls um die Jahreswende seinen Beitritt

zu dem Vertrage gemäß § 375 RVO. erklärte, das

Recht hierzu mit der Begründung, daß bestehende

Verträge von der RVO. nicht berührt würden.

R. leitete hierauf die Feststellungsklage ein, die

von der 2. Zivilkammer des Landgerichts Ratibor

dahin entschieden wurde, daß „der zwischen der

Beklagten und dem Besitzer der Sch.-Apotheke
in R., Apothekenbesitzer L., geschlossene Vertrag,
soweit er Arzneilieferungen zu einem Abschlag
von 15 Proz. auf die Arzneitaxe und Lieferung
von Handverkaufsartikeln zu Preisen der Hand¬

verkaufsliste betrifft, auch zwischen den Parteien

besteht44.

Aus der Begründung: Der Kläger strengt die

Klage auf Feststellung des Bestehens eines Ver¬

trages zwischen ihm und der Beklagten an. Das

nach § 256 ZPO. für die Feststellungsklage er¬

forderliche Interesse an der alsbaldigen Fest¬

stellung des Bestehens oder Nichtbestehens dieses

Vertrages hat der Kläger außer Zweifel, es ist

für seine Dispositionen und für seinen Geschäfts¬

betrieb von der eminentesten Wichtigkeit, zu

wissen, ob er den zahlreichen Mitgliedern der

Beklagten Arzneimittel liefern kann, d. h. ob er sie

bezahlt bekommt. Der Rechtsweg ist für die

erhobene Klage zulässig, denn der Vertrag, den

die Beklagte mit L. geschlossen hat, gehört dem

Privatrecht an (Woedtke KVG.), und auch der

§ 375 RVO. schlägt in das Gebiet des Privatrechts.

Satz 1 dieses Paragraphen gehört allerdings dem

öffentlichen Recht an, denn er trifft Bestimmungen
über das Verhältnis des Vorstandes zu der Kasse,

es können dem Vorstand durch die Satzung be¬

stimmte Befugnisse eingeräumt werden. Wenn

der Vorstand aber von einer dieser Befugnisse
Gebrauch macht, betritt er den Boden des Privat¬

rechts, indem er mit einer Privatperson einen die

Krankenkasse bindenden Vertrag schließt. Wenn

dann Satz 2 von § 375 für jeden Apotheker eine

Beitrittsmöglichkeit schafft, so hat auch diese

Beitrittsmöglichkeit ihren Boden im Privatrecht.

Man kann sagen, ein solcher Vertrag ist kraft

Gesetzes eine Offerte an jeden Apotheker, die

durch die Beitrittserklärung angenommen wird,

oder die Beitrittserklärung ist die Offerte, die

kraft Gesetzes als angenommen gilt, so daß ein

Kontrahierungszwang bestände; welche der beiden

Konstruktionen die richtige ist, kann unerörtert

bleiben

Nach alledem hat also der Beitritt des Klägers
zu dem Vertrage zwischen der Beklagten und L.

die Wirkung gehabt, daß auch er zu der Beklagten
in demselben Vertragserhältnis steht, wie L., d. h.

wenn er Mitgliedern der Kasse liefert, hat er

Anspruch auf Bezahlung seitens der Beklagten,
mit der Lieferung ist also ein Vertrag zwischen

ihm und der Beklagten zustande gekommen, aus

dem er Ansprüche gegen die Beklagte hat. Da

der Vertrag zwischen der Beklagten und L. even¬

tuell noch andere Abmachungen enthält als die,
daß zu den bestimmten Preisen zu liefern ist,

empfiehlt es sich auszusprechen, daß der Vertrag
nur insoweit zwischen den Parteien gilt. Die

Feststellung dieses Geltens ist in der Weise wie

geschehen im Tenor zum Ausdruck zu bringen,
denn die Ansprüche aus dem Vertragsverhältnis
erschöpfen sich nicht in dem einen Anspruch auf

Bezahlung. Es bestehen z. B. das Recht auf Ab¬

nahme und auf der anderen Seite Rechte auf

Gewährleistung und dergleichen.
Es ist also die Feststellung zu treffen, daß

der Vertrag zwischen der Beklagten und L. in dem

eben erwähnten Umfange auch zwischen den

Parteien besteht. Die Kosten des Rechtsstreits

sind der Beklagten als dem unterliegenden Teil

aufzuerlegen (§ 91 ZPO.).

Soziale Chronik.

Nahrungsmittelvernichtung. Nach dem „Sta¬
tistischen Jahrbuch für das Deutsche Reich" wurden

im Jahre 1912 zur Schnapsbereitung folgende Nah¬

rungsmittel verwendet: 2730000 Tonnen Kartoffeln

(ä 20 Zentner), 366000 Tonnen Getreide und meh¬

lige Stoffe, 407000 Hektoliter Kernobst (Äpfel,
Birnen usw.), 224000 Hektoliter Steinobst (Kirschen,
Pflaumen usw.). Über die für die Biererzeugung er¬

forderlichen Nahrungsmittel macht das „Statistische
Taschenbuch für Brauer und Brauereiinteressenten

für 191444 folgende Angaben. Es wurden im Jahre

1912 verbraucht: 15755000 Doppelzentner Gerste

im Werte von 315000000 Mk., (davon deutsche

Gerste 13048000 Doppelzentner im Werte von

260970000 Mk.), 120000 Doppelzentner Weizen,
161000 Doppelzentner Zucker. Das sind Zahlen,

die, angesichts der zwingenden Notwendigkeit,
die Ernährung des deutschen Volkes während des

Riesenkampfes sicher zu stellen, allgemeine Be¬

achtung verdienen.

Verminderung der Krankenkassen. Durch

die Neuordnung der Krankenkassen auf Grund

der Reichsversicherungsordnung ist die Zahl der

Krankenkassen in Deutschland wesentlich ver¬

mindert worden. Die bisher bestehenden 21659

sind in 9824 vereinigt. Diese zerfallen in 2463

allgemeine Ortskrankenkassen mit 9 753 731 Ver¬

sicherten, 337 besonderen Ortskrankenkassen mit

749349 Versicherten, 595 Landkrankenkassen mit

2 660065 Versicherten, 5537 Betriebskrankenkassen

mit 3476020 Versicherten und 892 Innungskranken¬
kassen mit 384169 Versicherten. Durchschnittlich

kamen auf eine allgemeine Ortskrankenkasse

3752, auf eine Landkrankenkasse 4471, auf eine

Betriebskrankenkasse 668 und auf eine Innungs¬
krankenkasse 431 versicherte Personen.
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